
ZUSAMMENFASSUNG    
  

 

Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten 
Generaldirektion Interne Politikbereiche 

 PE 694.837 – November 2021 
   SR 1243699 DE 

 

ZUSAMMENFASSUNG 
Studie für den Petitionsausschuss  
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Zehn Jahre nach dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon 

 

Hintergrund 

Petitionen sind der älteste, zugänglichste, beständigste und universellste partizipative Mechanismus für 
Einzelpersonen, die mit den Unionsorganen in Kontakt treten möchten. Mit dem Petitionsrecht steht den 
Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern sowie anderen in der EU wohnhaften Personen ein einfaches Mittel 
zur Verfügung, über das sie sich mit Beschwerden oder Handlungsaufrufen an die Unionsorgane wenden 
können, wobei es häufig um latente oder ruhende Probleme geht, die von anderen Ausschüssen des 
Europäischen Parlaments oder den Unionsorganen nicht beachtet oder behandelt werden, insbesondere 
Probleme in Verbindung mit der Anwendung des Unionsrechts auf nationaler und lokaler Ebene.2 

Dem Petitionsrecht kommen verschiedene wichtige und einander ergänzende Funktionen zu, angefangen 
bei der administrativen und politischen Aufsicht über die Kommission und die Mitgliedstaaten bis hin zur 
Gestaltung der gesetzgeberischen Tagesordnung. Gleichzeitig haben damit Einzelpersonen und Minderheiten 
– wie Drittstaatsangehörige, Migranten und Minderjährige –, die derzeit nicht auf andere Weise vertreten 
werden, einen einzigartigen Vertretungsmechanismus. 

                                                             
1  Volltext der Studie in englischer Sprache: 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694837/IPOL_STU(2021)694837_EN.pdf 
2  Siehe auch Leistungen des Petitionsausschusses in der Wahlperiode 2014–2019 und Herausforderungen für die Zukunft, 

Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten, GD IPOL, 2019. 

ABRISS 

In dieser Studie, die von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten 
des Europäischen Parlaments auf Ersuchen des Petitionsausschusses in Auftrag gegeben wurde, 
wird zehn Jahre nach Aufnahme des Grundsatzes der partizipativen Demokratie in die EU-
Verträge der aktuelle Stand im Hinblick auf das Petitionsrecht evaluiert. Nach der Einordnung des 
Petitionsrechts in die allgemeinere partizipative Infrastruktur der EU werden in der Studie 
Empfehlungen dazu abgegeben, wie das demokratische Potenzial des Petitionsrechts voll 
ausgeschöpft werden kann und wie sich gleichzeitig seine größten strukturellen Einschränkungen 
überwinden lassen. 

https://www.europarl.europa.eu/factsheets/de/sheet/148/the-right-to-petition
https://www.europarl.europa.eu/petitions/de/home
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694837/IPOL_STU(2021)694837_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/IPOL_STU(2019)621917
https://www.europarl.europa.eu/committees/en/peti/home/highlights
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In der derzeitigen partizipativen Infrastruktur der EU bestehen allerdings noch einige große strukturelle 
Probleme in Verbindung mit der wirksamen Sicherstellung der Ausübung des Petitionsrechts und der 
vollständigen Nutzung seiner vielfältigen demokratischen Funktionen. Die Analysen erfolgten zu einer Zeit, in 
der die EU ein bedeutendes demokratisches Projekt durchführt – die Konferenz zur Zukunft Europas –, durch 
das es zum ersten Mal seit 2007 zu einer institutionellen Reform kommen könnte und auf transnationaler Ebene 
demokratische Innovationen wie Bürgerversammlungen erprobt werden könnten. 

Empfehlungen 

Vor diesem Hintergrund werden in der Studie die wichtigsten Defizite des Petitionssystems der EU – mit dem 
Schwerpunkt auf Gestaltung, Rechenschaftspflicht und derzeitiger Praxis – ermittelt und systematisiert, um 
eine Reihe von Empfehlungen im Hinblick darauf abzugeben, wie die Bedeutung und die Auswirkungen des 
Petitionsrechts als bevorzugtes Instrument der partizipativen Demokratie der EU gestärkt werden können. 

Erstens ist das Petitionsrecht, wie alle anderen Kanäle der Partizipation der EU, nach wie vor weitgehend 
unbekannt und wenig genutzt. Um die Bekanntheit zu steigern, wird in dieser Studie empfohlen, neu 
registrierte Petitionen in der Öffentlichkeit sichtbarer zu machen und ganz allgemein eine aktivere 
Kommunikation zu betreiben und Petenten materielle Unterstützung zu bieten. 

Das zweite strukturelle Defizit ist die Fragmentierung der partizipativen Infrastruktur der EU, die darauf 
zurückzuführen ist, dass die diversen partizipativen Instrumente im Laufe der Zeit jeweils für sich genommen 
geschaffen wurden. Infolgedessen ist das Petitionsrecht durch spezialisierte Instrumente, wie dem Recht zur 
Beschwerde beim Europäischen Bürgerbeauftragten – oder der EU-Kommission – sowie dem Recht zur 
Registrierung einer Europäischen Bürgerinitiative, weniger sichtbar. Um diese Fragmentierung zu beseitigen, 
wird in der Studie vorgeschlagen, eine zentrale Anlaufstelle für die partizipative Infrastruktur der EU 
einzurichten, die Nutzern bei ihrem Versuch, mit der EU in Kontakt zu treten, Hilfestellung bietet. 

Eine weitere bedeutende Einschränkung für das Petitionsrecht ist seine strukturelle Abhängigkeit von der 
Mitwirkung Dritter, insbesondere der Kommission sowie anderer Parlamentsausschüsse und der 
Mitgliedstaaten. Um einen Anreiz zur Zusammenarbeit zu schaffen, wird in der Studie empfohlen, das 
politische Profil offener Petitionen zu schärfen, indem Erkundungen, Befragungen, Initiativberichte, 
nichtständige Untersuchungsausschüsse und interfraktionelle Arbeitsgruppen, gemeinsame 
Ausschussverfahren sowie gemeinsame Berichterstattung häufiger genutzt werden. 

Schließlich wird in der Studie die Idee aufgeworfen, den Europäischen Bürgerbeauftragten strategisch 
einzubinden – durch die Einreichung von Beschwerden der MdEP gegen die Kommission –, um die 
Zusammenarbeit der Kommission mit dem PETI-Ausschuss bei der Bearbeitung von Petitionen zu verbessern. 
Sollte die Kommission nicht angemessen auf ein Informationsersuchen des PETI-Ausschusses antworten, 
könnte der Bürgerbeauftragte – wie in der Vergangenheit in Verbindung mit Beschwerden geschehen – 
tatsächlich einen Missstand in der Verwaltungstätigkeit seitens der Kommission feststellen, weil sie dem 
Petenten und/oder dem PETI-Ausschuss ihre Entscheidung, in einem Fall keine weiteren Maßnahmen zu 
treffen, nicht hinreichend begründet hat. 

Die letzte wichtige strukturelle Einschränkung des Petitionsrechts ist die begrenzte Kapazität des PETI-
Ausschusses und, allgemeiner ausgedrückt, sein „Attraktivitätsproblem“ im Parlament selbst, sowohl unter den 
MdEP als auch unter den Bediensteten. In diesem Zusammenhang wird in der Studie empfohlen, nicht nur die 
Kapazität und die Ressourcen des PETI-Ausschusses zu stärken, sondern auch einen aktiven Ansatz zu 
verfolgen, um die Attraktivität seiner Arbeit sowohl nach innen als auch nach außen zu steigern. Dazu sollte 
den Verfassern zufolge als Inspiration auf die Arbeit des Amtes des Europäischen Bürgerbeauftragten 
zurückgegriffen werden. 

Alles in allem wird in der Studie aufgezeigt, dass mit einem voll funktionsfähigen Petitionssystem, das in eine 
zugänglichere, verständlichere und integriertere partizipative Infrastruktur der EU eingebettet ist, für eine 
dauerhafte und vertrauensvolle Zusammenarbeit und eine Verbindung zwischen den Unionsbürgerinnen 
und Unionsbürgern sowie den Unionsorganen gesorgt werden könnte, um die derzeit zwischen ihnen 
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bestehende Kluft zu schließen. Dies ist auch ein Anliegen, das im Mittelpunkt der Konferenz zur Zukunft 
Europas steht. 

 

 
 

  



IPOL | Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten  
 

 

 

Haftungsausschluss und Urheberrechtsschutz: Die hier vertretenen Auffassungen geben die Meinung der Verfasser wieder und entsprechen 
nicht unbedingt dem Standpunkt des Europäischen Parlaments. Nachdruck und Übersetzung der Veröffentlichung – außer zu kommerziellen 
Zwecken – mit Quellenangabe gestattet, sofern das Europäische Parlament vorab unterrichtet und ihm ein Exemplar übermittelt wird. © 
Europäische Union, 2022. 
 
Externer Verfasser: Alberto ALEMANNO, Jean Monnet-Professor für Unionsrecht, HEC Paris 
Verantwortlicher Beamter: Ottavio MARZOCCHI 
Forschungs- und Editionsassistenz: Sybille PECSTEEN de BUYTSWERVE 
 

Kontakt: poldep-citizens@europarl.europa.eu   

 

Dieses Dokument ist im Internet unter folgender Adresse abrufbar: www.europarl.europa.eu/supporting-analyses 

 

PE 694.837 
IP/C/PETI/2020-007 
 
Druckfassung  ISBN 978-92-846-8852-4   |  DOI: 10.2861/358896   |  QA-08-22-005-DE-C  
PDF-Fassung ISBN 978-92-846-8851-7   |  DOI: 10.2861/192077   |  QA-08-22-005-DE-N  

mailto:poldep-citizens@europarl.europa.eu
http://www.europarl.europa.eu/supporting-analyses

	Stärkung der Bedeutung und der Auswirkungen von Petitionen als Instrument der partizipativen Demokratie0F
	Hintergrund
	ABRISS
	In dieser Studie, die von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des Europäischen Parlaments auf Ersuchen des Petitionsausschusses in Auftrag gegeben wurde, wird zehn Jahre nach Aufnahme des Grundsatzes der partizipativen ...
	Empfehlungen
	Haftungsausschluss und Urheberrechtsschutz: Die hier vertretenen Auffassungen geben die Meinung der Verfasser wieder und entsprechen nicht unbedingt dem Standpunkt des Europäischen Parlaments. Nachdruck und Übersetzung der Veröffentlichung – außer zu ...
	Externer Verfasser: Alberto ALEMANNO, Jean Monnet-Professor für Unionsrecht, HEC Paris
	Verantwortlicher Beamter: Ottavio MARZOCCHI
	Forschungs- und Editionsassistenz: Sybille PECSTEEN de BUYTSWERVE

